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A. Problem und Ziel 

Doppelbesteuerungen stellen bei grenzüberschreitender wirtschaft- 
licher Betätigung ein erhebliches Hindernis dar. Dies gilt insbesondere 
für den internationalen Verkehr. Durch das vorliegende Abkommen 
sollen derartige steuerliche Hindernisse zur Förderung und Vertiefung 
der Wirtschaftsbeziehungen auf dem Gebiet der Luft- und Schifffahrt 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Panama 
abgebaut werden. Deutsches Hauptziel ist dabei, dass im interna- 
tionalen Verkehr tätige deutsche Schiff- und Luftfahrtunternehmen 
Einkünfte ausschließlich in der Bundesrepublik Deutschland besteuern. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 21. November 2016 enthält die dafür notwen- 
digen Regelungen. Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzun- 
gen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für das Inkraft- 
treten des Abkommens geschaffen werden. 

C. Alternativen 


Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich nur geringfügige Aus- 
wirkungen (geringen Steuermehreinnahmen aus der wegfallenden 
Anrechnung panamaischer Steuer auf die deutsche Steuer stehen 
geringe Steuermindereinnahmen aus dem Wegfall der Besteuerung 
beschränkt Steuerpflichtiger aus Panama gegenüber). 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Abkommen hat keine messbaren Auswirkungen auf den Erfül- 
lungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen durch das Abkommen keine messbaren 
Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand. Informationspflichten für die 
Wirtschaft werden weder eingeführt noch verändert oder abgeschafft. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch das Abkommen kommt es weder beim Bund noch bei den 
Steuerverwaltungen der Länder zu einer messbaren Änderung des 
Erfüllungsaufwands. 

F. Weitere Kosten 

Unternehmen, insbesondere den kleinen und mittelständischen Unter- 
nehmen, entstehen durch das Abkommen keine unmittelbaren direkten 
Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson- 
dere das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


Berlin 


£>„ April 2017 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zum Abkommen vom 21. November 2016 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Panama zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
betreffend den Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 956. Sitzung am 31. März 2017 beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 



Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 21. November 2016 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Panama 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
betreffend den Betrieb von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Panama-Stadt am 21. November 2016 Unterzeichneten Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Panama zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
betreffend den Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Soweit das Abkommen aufgrund seines Artikels 8 Absatz 2 für die Zeit vor 
dem Inkrafttreten des Abkommens anzuwenden ist, sind bereits ergangene 
Steuerfestsetzungen zu ändern oder aufzuheben. Steuerfestsetzungen sowie ihre 
Aufhebung und Änderung sind insoweit auch zulässig, wenn die Festsetzungsfrist 
abgelaufen ist; dies gilt nur bis zum Ablauf des vierten Kalenderjahrs, das auf das 
Kalenderjahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten ist. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 8 Absatz 1 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 


Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwen- 
den, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Absatz 3 des Grund- 
gesetzes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betrof- 
fenen Steuern gemäß Artikel 106 Absatz 2, 3 und 6 des Grundgesetzes ganz 
oder zum Teil den Ländern oder den Gemeinden zusteht. Die Zustimmung des 
Bundesrates ist zudem nach Artikel 1 08 Absatz 5 des Grundgesetzes erforder- 
lich, da Regelungen über Verwaltungsverfahren im Abkommen auch von den 
Ländern zu beachten sind. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen wird nach seinem Artikel 8 Absatz 2 ab dem Steuerjahr 2017 
anzuwenden sein. Durch die in Artikel 2 enthaltene eigenständige Änderungs- 
vorschrift wird sichergestellt, dass die sich aus der Anwendung des Abkommens 
ab diesem Zeitpunkt ergebenden Rechtsfolgen unabhängig von bereits ergan- 
genen Steuerfestsetzungen oder dem Ablauf von Festsetzungsfristen umgesetzt 
werden können. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 1 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 8 
Absatz 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Positiv hervorzuheben ist, dass die durch das Abkommen vom 21. November 
2016 vorgesehene ausschließliche Besteuerung deutscher Schiff- und Luftfahrt- 
unternehmen in Deutschland dazu führt, dass künftig in Panama auf ent- 
sprechende Einkünfte deutscher Schiff- und Luftfahrtunternehmen keine pana- 
maische Steuer erhoben werden kann. Ohne die Regelungen des Abkommens 
kann panamaische Steuer auf Einkünfte deutscher Schiff- und Luftfahrtunter- 
nehmen erhoben werden, die dann auf die deutsche Steuer anzurechnen wäre. 
Demgegenüber kann Deutschland keine Steuer auf beschränkt steuerpflichtige 
Einkünfte von panamaischen Schiff- und Luftfahrtunternehmen mehr erheben. 

Unternehmen, insbesondere mittelständischen Unternehmen, entstehen durch 
dieses Gesetz keine unmittelbaren Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und 
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind von dem 
Gesetz nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Panama 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
betreffend den Betrieb von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 


Agreement 

between the Federal Republic of Germany 
and the Republic of Panama 
for the Avoidance of Double Taxation 
regarding the Operation of Ships or Aircraft in International Traffic 
with respect to Taxes on Income 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Panama - 

von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen 
durch den Abschluss eines Abkommens zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom- 
men betreffend den Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen 
im internationalen Verkehr zu fördern und zu stärken - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Unternehmen, die Seeschiffe oder 
Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr betreiben und in einem 
Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der 
Erhebung, für Steuern vom Einkommen, die für Rechnung eines 
Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer Gebiets- 
körperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen gelten alle Steuern, die vom 
Gesamteinkommen oder von Teilen des Einkommens erhoben 
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Ver- 
äußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens sowie 
der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den bestehenden Steuern, für die dieses Abkommen 
gilt, gehören insbesondere 

a) in der Republik Panama: 

i) die Einkommensteuer der natürlichen Personen (Impuesto 
sobre la Renta de Personas Naturales), 

ii) die Einkommensteuer der juristischen Personen (Impuesto 
sobre la Renta de Personas Juridicas); 


The Federal Republic of Germany 
and 

the Republic of Panama - 

Desiring to promote and reinforce their economic ties by 
concluding an Agreement for the avoidance of double taxation 
regarding the Operation of ships or aircraft in international traffic 
with respect to taxes on income - 

Have agreed as follows: 

Article 1 
Scope 

This Agreement shall apply to enterprises which operate ships 
or aircraft in international traffic and are residents of one or both 
of the Contracting States. 

Article 2 
Taxes Covered 

(1) This Agreement shall apply to taxes on income imposed 
on behalf of a Contracting State, one of its Länder, or one of their 
political subdivisions or local authorities, irrespective of the 
manner in which they are levied. 

(2) There shall be regarded as taxes on income all taxes 
imposed on total income, or on elements of income, including 
taxes on gains from the alienation of movable or immovable 
property, as well as taxes on Capital appreciation. 

(3) The existing taxes to which this Agreement shall apply are 
in particular: 

a) in the Republic of Panama: 

(i) the income tax on individuals (Impuesto sobre la Renta 
de Personas Naturales); and 

(ii) the income tax on legal entities (Impuesto sobre la Renta 
de Personas Juridicas); 
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b) in der Bundesrepublik Deutschland: 

i) die Einkommensteuer, 

ii) die Körperschaftsteuer, 

iii) die Gewerbesteuer, 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge. 

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder 
im Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertrags- 
staaten teilen einander, soweit dies für die Anwendung des 
Abkommens erforderlich ist, die in ihren Steuergesetzen ein- 
getretenen bedeutsamen Änderungen mit. 

Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, 

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere 
Vertragsstaat“ je nach dem Zusammenhang die Bundes- 
republik Deutschland oder die Republik Panama; 

b) bedeutet der Ausdruck „Republik Panama“, wenn im geogra- 
phischen Sinn verwendet, das Hoheitsgebiet der Republik 
Panama, einschließlich der Binnengewässer, des Luftraums 
und des Küstenmeers, sowie jedes andere Gebiet außerhalb 
des Küstenmeers, in dem die Republik Panama in Überein- 
stimmung mit dem Völkerrecht und in Anwendung ihres 
innerstaatlichen Rechts Hoheitsbefugnisse oder souveräne 
Rechte in Bezug auf den Meeresboden, seinen Untergrund 
und die darüber liegenden Gewässer sowie deren natürliche 
Ressourcen ausübt oder künftig ausübt; 

c) bedeutet der Ausdruck „die Bundesrepublik Deutschland“ 
die Bundesrepublik Deutschland und, wenn im geogra- 
phischen Sinn verwendet, das Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland sowie das an das Küstenmeer angren- 
zende Gebiet des Meeresbodens, seines Untergrunds und 
der darüber liegenden Wassersäule, in dem die Bundes- 
republik Deutschland in Übereinstimmung mit dem Völker- 
recht und ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften souve- 
räne Rechte und Hoheitsbefugnisse zum Zweck der 
Erforschung, Ausbeutung, Erhaltung und Bewirtschaftung 
der lebenden und nicht lebenden natürlichen Ressourcen 
oder zur Energieerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern 
ausübt; 

d) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

i) in der Republik Panama das Ministerium für Wirtschaft 
und Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 

ii) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundesministe- 
rium der Finanzen oder die Behörde, an die es seine 
Befugnisse delegiert hat; 

e) bedeutet der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesell- 
schaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

f) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen 
oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristische 
Personen behandelt werden; 

g) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ 
und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats“ ein Unter- 
nehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer 
im anderen Vertragsstaat ansässigen Person betrieben wird; 

h) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför- 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem 
Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder 
Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen 
Vertragsstaat betrieben. 


b) in the Federal Republic of Germany: 

(i) the income tax (Einkommensteuer); 

(ii) the corporate income tax (Körperschaftsteuer); and 

(iii) the trade tax (Gewerbesteuer) 
including the Supplements levied thereon. 

(4) This Agreement shall apply also to any identical or sub- 
stantially similar taxes that are imposed after the date of signa- 
ture of this Agreement in addition to, or in place of, the existing 
taxes. The competent authorities of the Contracting States shall 
notify each other, to the extent required for the application of the 
Agreement, of any significant changes that have been made in 
their taxation laws. 

Article 3 

General Definitions 

(1) For the purposes of this Agreement, unless the context 
otherwise requires: 

a) the terms “a Contracting State” and “the other Contracting 
State” mean the Federal Republic of Germany or the 
Republic of Panama as the context requires; 

b) the term “the Republic of Panama”, when used in a 
geographical sense, means the territory of the Republic of 
Panama, including inland waters, its airspace and the territo- 
rial sea, and any area outside the territorial sea within which, 
in accordance with International Law and on application of 
its domestic legislation, the Republic of Panama exercises, 
or may exercise in the future, jurisdiction or sovereign rights 
with respect to the seabed, its subsoil and superjacent 
waters, and their natural resources; 

c) the term “the Federal Republic of Germany” means the 
Federal Republic of Germany and, when used in a geograph- 
ical sense, the territory of the Federal Republic of Germany, 
as well as the area of the sea-bed, its subsoil and the super- 
jacent water column adjacent to the territorial sea, wherein 
the Federal Republic of Germany exercises sovereign rights 
and jurisdiction in conformity with international law and its 
national legislation for the purpose of exploring, exploiting, 
conserving and managing the living and non-living natural 
resources or for the production of energy from renewable 
sources; 


d) the term “competent authority” means: 

(i) in the Republic of Panama, the Ministry of Economy and 
Finance or its authorized representative; 

(ii) in the Federal Republic of Germany, the Federal Ministry 
of Finance or the agency to which it has delegated its 
powers; 

e) the term “person” means an individual, a Company and any 
other body of persons; 

f) the term “Company” means any body corporate or any entity 
that is treated as a body corporate for tax purposes; 

g) the terms “enterprise of a Contracting State” and “enterprise 
of the other Contracting State” mean, respectively, an enter- 
prise carried on by a resident of a Contracting State and an 
enterprise carried on by a resident of the other Contracting 
State; 

h) the term “international traffic” means any transport by a ship 
or aircraft operated by an enterprise that has its place of 
effective management in a Contracting State, except when 
the ship or aircraft is operated solely between places in the 
other Contracting State. 
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(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Ver- 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfor- 
dert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeu- 
tung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses 
Staates für die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, 
wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden 
Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Aus- 
druck nach anderem Recht dieses Staates hat. 

Artikel 4 

Ansässige Person 

Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, die nach 
dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsitzes, ihres 
ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder 
eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. 

Artikel 5 

Seeschifffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus 
dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internatio- 
nalen Verkehr können nur in dem Vertragsstaat besteuert wer- 
den, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet. 

(2) Für die Zwecke dieses Artikels umfassen Gewinne aus 
dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen auch die Ein- 
künfte aus 

a) der ergänzenden Vercharterung von leeren Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen sowie 

b) der Nutzung oder Vermietung von Containern (einschließlich 
Trailern und zugehöriger Ausstattung, die dem Transport der 
Container dienen), 

wenn diese Einkünfte den Gewinnen aus dem Betrieb von See- 
schiffen oder Luftfahrzeugen zugerechnet werden können. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer internationa- 
len Betriebsstelle. 

Artikel 6 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahr- 
zeugen, die im internationalen Verkehr durch ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats betrieben werden, oder von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Seeschiffe oder Luftfahrzeuge 
dient, können nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh- 
mens befindet. 

Artikel 7 

Verständigungsverfahren 

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich 
bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens entstehen, in gegensei- 
tigem Einvernehmen zu beseitigen. Die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung 
unmittelbar miteinander verkehren. 

Artikel 8 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, 
an dem die Vertragsstaaten einander notifiziert haben, dass ihre 
jeweiligen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Abkom- 
mens erfüllt sind. Maßgeblich ist das Datum des Eingangs der 
letzten Notifikation. 


(2) As regards the application of the Agreement at any time by 
a Contracting State, any term not defined therein shall, unless 
the context otherwise requires, have the meaning that it has at 
that time under the law of that State for the purposes of the taxes 
to which the Agreement applies, any meaning under the appli- 
cable tax laws of that State prevailing over a meaning given to 
the term under other laws of that State. 


Article 4 
Resident 

For the purposes of this Agreement, the term “resident of a 
Contracting State” means any person who, under the laws of that 
Contracting State, is liable to tax therein by reason of his domi- 
cile, residence, place of management or any other criterion of a 
similar nature. 

Article 5 

Shipping and Air Transport 

(1 ) Profits of an enterprise of a Contracting State from the Op- 
eration of ships or aircraft in international traffic shall be taxable 
only in the Contracting State in which the place of effective man- 
agement of the enterprise is situated. 

(2) For the purposes of this Article, profits from the Operation 
of ships or aircraft shall include income from: 

a) the ancillary rental of ships or aircraft on a bare-boat basis; 
and 

b) the use or rental of Containers (including trailers and ancillary 
equipment used for transporting the Containers), 

if such income is attributable to the profits from the Operation of 
ships or aircraft. 

(3) The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits 
from the participation in a pool, a joint business or an interna- 
tional operating agency. 

Article 6 
Capital Gains 

Gains from the alienation of ships or aircraft operated in inter- 
national traffic by an enterprise of a Contracting State, or of 
movable property pertaining to the Operation of such ships or air- 
craft, shall be taxable only in the Contracting State in which the 
place of effective management of the enterprise is situated. 


Article 7 

Mutual Agreement Procedure 

The competent authorities of the Contracting States shall 
endeavour to resolve by mutual agreement any difficulties or 
doubts arising as to the Interpretation or application of this 
Agreement. The competent authorities of the Contracting States 
may communicate with each other directly for the purpose of 
reaching an agreement. 

Article 8 
Entry into Force 

(1) This Agreement shall enter into force one month from the 
date on which the Contracting States have notified each other 
that their respective requirements for the entry into force of this 
Agreement have been fulfilled. The relevant date shall be the day 
on which the last notification is received. 
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(2) Dieses Abkommen ist anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1 . Januar 2017 gezahlt werden; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
erhoben werden, die am oder nach dem 1. Januar 2017 
beginnen. 

Artikel 9 
Kündigung 

(1) Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von 
einem Vertragsstaat gekündigt wird. 

(2) Jeder Vertragsstaat kann frühestens nach Ablauf von fünf 
Jahren, vom Tag des Inkrafttretens an gerechnet, das Abkommen 
unter Einhaltung einer Frist von mindestens sechs Monaten zum 
Ende eines Kalenderjahrs gegenüber dem anderen Vertragsstaat 
auf diplomatischem Weg schriftlich kündigen. In diesem Fall ist 
das Abkommen in beiden Vertragsstaaten nicht mehr anzuwen- 
den 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das auf das Kündigungsjahr folgt; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab 
dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das auf 
das Kündigungsjahr folgt. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unter- 
zeichneten dieses Abkommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Panama am 21. November 2016 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher, spanischer und englischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher 
Auslegung des deutschen und des spanischen Wortlauts ist der 
englische Wortlaut maßgebend. 


(2) The provisions of this Agreement shall have effect: 

a) in the case of taxes withheld at source, in respect of amounts 
paid on or after 1 January 2017; 

b) in the case of other taxes, in respect of taxes levied for peri- 
ods beginning on or after 1 January 2017. 


Article 9 
Termination 

(1) This Agreement shall remain in force until terminated by a 
Contracting State. 

(2) Either Contracting State may terminate the Agreement, 
through diplomatic channels, by giving written notice of termina- 
tion at least six months before the end of any calendar year 
beginning after the expiration of a period of five years from the 
date of entry into force of the Agreement. In such event, this 
Agreement shall cease to have effect in both Contracting States: 

a) in the case of taxes withheld at source, in respect of amounts 
paid on or after the first day of January in the calendar year 
next following the year in which notice of termination is given; 

b) in the case of other taxes, in respect of taxes levied for 
periods beginning on or after the first day of January in the 
calendar year next following the year in which notice of ter- 
mination is given. 

In witness whereof the undersigned, duly authorised thereto, 
have signed this Agreement. 

Done at Panama on 21 November 2016 in duplicate, in the 
German, Spanish and English languages, each text being 
authentic. In case of divergent interpretations of the German and 
Spanish texts, the English text shall prevail. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 

Karl-Otto König 

Für die Republik Panama 
For the Republic of Panama 

Luis Miguel Hincapie 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Das in Panama-Stadt am 21 . November 201 6 Unterzeich- 
nete Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Panama zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen betreffend den Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr entspricht weit- 
gehend den diesbezüglichen einschlägigen Bestimmun- 
gen des OECD-Musterabkommens. 

Ziel des Abkommens ist es, entsprechend den Regelun- 
gen im OECD-Musterabkommen, Schiff- oder Luftfahrt- 
unternehmen der beiden Vertragsstaaten zur Vermeidung 
einer Doppelbesteuerung nur in dem Vertragsstaat zu be- 
steuern, in dem ein Schiff- oder Luftfahrtunternehmen 
seine tatsächliche Geschäftsleitung hat, und im anderen 
Vertragsstaat freizustellen. Im internationalen Verkehr mit 
Panama erzielte Einkünfte deutscher Schiff- oder Luft- 
fahrtunternehmen sollen daher ausschließlich in der Bun- 
desrepublik Deutschland besteuert werden. 

Dem OECD-Musterabkommen weitgehend folgend, regeln 
die Artikel 1 bis 4 den Geltungsbereich sowie die für die 
Anwendung des Abkommens notwendigen allgemeinen 
Begriffsbestimmungen. Artikel 5 weist die Besteuerungs- 
rechte für die einzelnen Einkunftsarten und Artikel 6 das 
Besteuerungsrecht für das Vermögen zu. Die Artikel 7 
bis 9 regeln die zur Durchführung des Abkommens 
notwendige Zusammenarbeit der Vertragsstaaten, das 
Inkrafttreten und das Außerkrafttreten des Abkommens. 

II. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (subjektiver Geltungs- 
bereich). 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die in den Geltungsbereich des 
Abkommens fallenden Steuern. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Begriffs- 
bestimmungen für einige im Abkommen verwendete Be- 
griffe, die für die Anwendung des Abkommens von be- 
sonderer Bedeutung sind. 

Absatz 2 enthält die übliche Regel, dass im Abkommen 
nicht bestimmte Begriffe entsprechend dem nationalen 
Steuerrecht des das Abkommen anwendenden Vertrags- 
staats auszulegen sind, wenn der Abkommenszusam- 
menhang keine andere Auslegung erfordert. 


Zu Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Geltungs- 
bereich des Abkommens und für die Abgrenzung der Be- 
steuerungsrechte maßgeblichen Begriff der Ansässigkeit. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt in Absatz 1, dass Gewinne aus 
dem Betrieb von Seeschiffen und Luftfahrzeugen im in- 
ternationalen Verkehr nur in dem Staat besteuert werden 
dürfen, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung des Unternehmens befindet, das die Seeschiffe 
und Luftfahrzeuge betreibt. 

Absatz 2 regelt, dass auch Einkünfte aus der Verchar- 
terung von leeren Seeschiffen und Luftfahrzeugen sowie 
aus der Nutzung oder Vermietung von Containern zu den 
Einkünften im Sinne dieses Artikels gehören können. 

Absatz 3 stellt klar, dass die Regelung des Absatzes 1 
auch bei Beteiligung an einem Pool, einer Betriebs- 
gemeinschaft oder einer internationalen Betriebsstelle gilt. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Veräußerungs- 
gewinne. Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen 
und Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrie- 
ben werden, oder von beweglichem Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Seeschiffe und Luftfahrzeuge dient, dürfen 
nur in dem Staat besteuert werden, in dem sich der Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet, das die Seeschiffe und Luftfahrzeuge betreibt. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel sieht vor, dass die zuständigen Behörden 
der beiden Vertragsparteien Schwierigkeiten bei der Aus- 
legung und Anwendung des Abkommens durch gegen- 
seitige Konsultation beseitigen. Hierzu können die zustän- 
digen Behörden unmittelbar miteinander verkehren. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel regelt in Absatz 1 das Inkrafttreten durch 
gegenseitige Notifikation und in Absatz 2 den Anwen- 
dungsbeginn des Abkommens. Hiernach tritt das Abkom- 
men einen Monat nach dem Tag der letzten Notifikation 
in Kraft und wird rückwirkend ab dem 1. Januar 2017 
anzuwenden sein. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über die Kün- 
digungsmöglichkeit und das Außerkrafttreten des Abkom- 
mens. 
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